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Allgemeine 
Verwaltung
Langfristige Ziele
LFZ 10.1 Der Kanton ist zweckmässig und wirtschaftlich 

organisiert. Er erbringt seine Dienstleistungen 
bürgernah.

LFZ 10.2 Die Interessen des Kantons sind nach aussen 
gewahrt.

LFZ 10.3 Der kontinuierliche Informationsaustausch 
zwischen Kanton, Bevölkerung und Unternehmen 
ist gewährleistet. Die Transparenz über  
staat liches Handeln befähigt zur freien Meinungs-
bildung.

LFZ 10.4 Die Gewinnung und Erhaltung von Mitarbeiten-
den erfolgt bedürfnisorientiert und nach wirt-
schaftlichen Kriterien. 

LFZ 10.5 Die Verwaltungsinfrastruktur ist zeitgemäss, 
zweckmässig und den wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen angemessen.

LFZ 10.6 Die Verwaltung wird durch eine zeitgemässe 
Informatik optimal unterstützt.

LFZ 10.7 Die kantonalen Rahmenbedingungen ermögli-
chen den Gemeinden, ihre Aufgaben im Interesse 
der Bevölkerung selbstständig, demokratisch, 
rechtmässig und wirtschaftlich zu erfüllen.

Gebäudekomplex der Kantonsverwaltung  
rund um den Walcheplatz, Stadt Zürich
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Legislaturziel 10.1 

Die Verwaltungsstrukturen sind besser an  
die Aufgabenerfüllung angepasst und die Qualität  
in den Querschnittsbereichen ist verbessert

Massnahmen Umsetzung

RRZ 10. 1 a Die Struktur der Leistungsgruppen des Kantons überprüfen, um die Aufgabenerfüllung, Kompetenzen 
und Verantwortung besser abzubilden.

SK

RRZ 10.  1 b Regierungsratsgeschäfte und Mitberichtsverfahren medienbruchfrei abwickeln. SK

RRZ 10.  1 c Die Richtlinien des Regierungsrates vom 29. Januar 2014 über die Public Corporate Governance um-
setzen.

SK, alle

RRZ 10.  1 d Erarbeitung der Informatikstrategie 2015–2018 mit der Stossrichtung Standardisierung, Professio  na-
lisierung und Automatisierung der direktionsübergreifenden IT-Services sowie der Stossrichtung 
Voraus setzung schaffen für die komplette Digitalisierung in den Direktionen.

FD

RRZ 10.  1 e Die organisatorischen Grundlagen für die verwaltungsweite elektronische Geschäftsabwicklung schaf-
fen und formell regeln.

SK

RRZ 10.  1 f Ein Compliance Management System einführen, um Abweichungen von gültigen Regeln zu ver meiden. FD

RRZ 10.  1 g Die direktionsübergreifenden Personaladministrationsprozesse standardisieren, dokumentieren und 
umsetzen sowie die Verantwortlichkeiten klar zuordnen. Damit die Grundlagen für weitergehende  
Automatisierungen und Systeme schaffen (z. B. Workflowlösungen). 

FD

RRZ 10.  1 h Eine vergleichbare Einstufung und Weiterentwicklung des Linien- und Fachkaders sowie flexible und 
zeitgemässe Arbeitszeitmodelle schaffen. Das heutige Personalgesetz überprüfen und gegebenenfalls 
erneuern.

FD

RRZ 10.  1 i Die zuständigen Verwaltungseinheiten auf die neuen Rollen und Funktionen im Immobilienmana-
gement ausrichten. 

BD

Die Aufgabenerfüllung durch die kantonale Verwaltung muss 
zielorientiert, adressatengerecht und wirtschaftlich erfolgen. 
Historisch begründete Strukturen und Rahmenbedingungen, 
die teilweise nicht mehr den Aufgaben entsprechen, sind anzu-
passen. Anzustreben sind schlanke Lösungen, das Zusam-
menführen von Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortung 
sowie die konstruktive Zusammenarbeit mit allen Partnern. 
Dies gilt auch für die Public Corporate Governance des Kan-
tons gegenüber seinen Beteiligungen. Hier sind namentlich die 
Rollen von Kantonsrat und Regierungsrat zu klären.

Die Datennutzung wird mittels neuer Technologie in Schlüssel-
bereichen zielorientiert und datenschutzkonform erweitert. Ge-
eignete Rahmenbedingungen sorgen für einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit den Daten und ermöglichen deren 
bessere Erschliessung an der Nahtstelle zu anderen Behörden, 
der Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft. 

Legislaturziel 10.2 

Neue Technologie ermöglicht eine verantwortungs-
volle Datennutzung zur Vereinfachung der Verwal-
tungstätigkeit, zur Entlastung der Wirtschaft und für 
mehr Transparenz zugunsten der Zivilgesellschaft

Massnahmen Umsetzung

RRZ 10. 2 a Ein bedarfsgerechtes Angebot an offenen Behördendaten bereitstellen (Open Government Data) ge-
mäss OGD-Strategie Schweiz. 

SK

RRZ 10. 2 b Vollständige elektronische Personaldossiers aller aktiven Personen im SAP HCM (PULS) einführen 
(inkl. Lohndossiers). Neue Akten nur noch elektronisch führen.

FD

RRZ 10. 2 c Die notwendigen Personalkennzahlen Führungskräften und Verwaltungseinheiten elektronisch zur Ver-
fügung stellen. Für Führungskräfte ein neues IT-basiertes Instrument für teambezogene Standortbe-
stimmungen einführen.

FD
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Legislaturziel 10.3 

Die Interessen des Kantons in den föderalen  
Strukturen sind gewahrt 

Massnahmen Umsetzung

RRZ 10. 3 a Die Positionierung der Regierungskonferenz des Metropolitanraums Zürich als interkantonale Regio-
nalkonferenz stärken.

SK

RRZ 10. 3 b Die volkswirtschaftlichen Bedürfnisse des Kantons frühzeitig in die Umsetzungsarbeiten zur Massen-
einwanderungsinitiative einbringen, um den Kanton im innerschweizerischen Wettbewerb zu positio-
nieren und seine Interessen durchzusetzen.

VD

RRZ 10. 3 c Die Entwicklung des Steuerrechts auf Bundesebene durch Einsitz in Arbeitsgruppen und Nutzung der 
Vernehmlassungsrechte mitgestalten.

FD

RRZ 10. 3 d Die Interessen bezüglich Bau eines Tiefenlagers des Kantons Zürich wahren und die betroffenen Ge-
meinden unterstützen (Etappe 2 des Sachplans geologische Tiefenlager).

BD

Vor dem Hintergrund der Zentralisierungstendenzen beim 
Bund, zunehmender Bedeutung der interkantonalen Konferen-
zen und der Polarisierung von Interessen gilt es, die schlüssige 
innerkantonale Meinungsbildung und die einheitliche Vertre-
tung dieser Interessen und Positionen nach aussen zu gewähr-
leisten, um die Eigenständigkeit und Handlungsfähigkeit des 
Kantons zu wahren. Das Know-how und die Interessen des 
Kantons sind beim Bund und den interkantonalen Konferenzen 
frühzeitig, kontinuierlich und vorausschauend einzubringen.

Massnahmen Umsetzung

RRZ 10. 2 d Vermehrte Möglichkeiten der elektronischen Übermittlung von steuerlich relevanten Daten prüfen und 
umsetzen. Mit den Gemeinden eine einheitliche IT-Plattform für sämtliche Prozesse im Steuerbereich 
anstreben.

FD

RRZ 10. 2 e Georeferenzdaten für alle Behörden und für die Öffentlichkeit zentral beschaffen und Geodaten zur 
umfassenden Nutzung durch die Öffentlichkeit bereitstellen.

BD

RRZ 10. 2 f Eine elektronische Plattform für Baugesuche (ePB) schaffen, wo diese elektronisch eingereicht und 
der Stand der Bearbeitung verfolgt werden können. 

BD

RRZ 10. 2 g Das Informationsportal der Bildungsstatistik für stationäre und mobile Internetnutzung ausbauen und 
weiterentwickeln sowie das Informationsangebot besser auf Zielgruppen ausrichten.

BI

RRZ 10. 2 h Den Aufbau eines elektronischen Patientendossiers im Kanton unterstützen. GD

RRZ 10. 2 i Die kantonale Einwohnerplattform (KEP) entwickeln und betreiben. JI

Legislaturziel 10.4 

Die kommunalen Strukturen sind eigenständige und 
eigenverantwortliche Träger des Service Public

Massnahmen Umsetzung

RRZ 10.  4 a Verordnung zum neuen Gemeindegesetz mit den Einzelheiten zur Unterstützung von Gemeindever-
einigungen ausarbeiten.

JI

RRZ 10.  4 b HRM2-Rechnungslegungshandbuch erarbeiten und in allen Gemeinden implementieren. JI

Ausrichtung der kommunalen Entscheidungsstrukturen auf die 
funktionalen Räume (Gemeindezusammenschlüsse, Bildung 
von Einheitsgemeinden usw.), Vereinfachung derselben und 
Stärkung ihrer Leistungsfähigkeit sowie Sicherstellung der 
Leistungsfähigkeit auf kommunaler Ebene durch adäquate Fi-
nanzausgleichsmechanismen. 




